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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtiinie des Rates zur Änderung der Richtiinie 72/159/EWG 
über die Modernisierung der iandwirtschaftiichen Betriebe 

»EG-Dok. R/792/77 (AGRI 202) (EIN 188)« 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 14 Abs. 2 Buchstabe a der Richt- 
linie 72/159/EWG des Rates vom 17. April 1972 über 
die Modernisierung der landwirtschaftlichen Be- 
triebe “) können die Mitgliedstaaten für einen Zeit- 
raum von fünf Jahren nach Wirksamwerden dieser 
Richtlinie Übergangsbeihilfen an Betriebsinhaber ge- 
währen, die das in Artikel 4 dieser Richtlinie fest- 
gesetzte Arbeitseinkommen nicht erreichen können 
und auch die jährliche Rente gemäß Artikel 2 Abs. 1 
der Richtlinie 72/160/EWG des Rates vom 17, April 
1972 über die Förderung der Einstellung der land- 
wirtschaftlichen Erwerbstätigkeit und der Verwen- 
dung der landwirtschaftlich genutzten Fläche für 


1) ABI. EG Nr. C . . . 

ABI. EG Nr. L 96 vom 23. April 1972, S. 1 


1 Zwecke der Strukturverbesserung noch nicht erhal- 
ten können. 

I Dieser Zeitraum von fünf Jahren läuft am 17. April 
1977 aus. 

I Angesichts der gemäß Artikel 16 der Richtlinie 
72/ 159/EWG bevorstehenden Überprüfung der Ein- 
zelheiten der gemeinsamen Maßnahme im Sinne des 
Artikels 15 der genannten Richtlinie erscheint es an- 
gebracht, die Mitgliedstaaten zu ermächtigen, die am 
15. März 1977 in Kraft befindlichen Maßnahmen im 
Bereich des Artikels 14 Abs. 2 Buchstabe a der ge- 
nannten Richtlinie bis zum 31. Dezember 1977 wei- 
terhin anzuwenden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 
Artikel 1 

Der in Artikel 14 Abs. 2 Buchstabe a der Richtlinie 
72/1 59/EWG genannte Zeitraum wird für Maßnah- 
men im Sinne dieses Artikels, die am 15. März 1977 
in den Mitgliedstaaten Anwendung finden, bis zum 
31. Dezember 1977 verlängert. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
3) ABI. EG Nr. L 96 vom 23. April 1972, S. 9 
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Begründung 

Artikel 14 Abs. 2 Buchstabe a der Richtlinie 72/159/ 
EWG über die Modernisierung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe räumt den Mitgliedstaaten die Mög- j 
lidikeit ein, abweichend von dem Grundsatz der ' 
Selektivität für einen Zeitraum von fünf Jahren ab I 
Wirksamwerden der Richtlinie an Betriebe, die das 
vergleichbare Arbeitseinkommen gemäß Artikel 4 
dieser Richtlinie nicht erreichen können und die auch 
die jährliche Rente für die Einstellung der landwirt- 
schaftlichen Erwerbstätigkeit gemäß der Richtlinie 
72/ 160/EWG noch nicht erhalten können, eine Über- 
gangsbeihilfe zu Investitionen zu Bedingungen zu 
gewähren, die nicht günstiger sein dürfen als die in 
Artikel 8 der Richtlinie 72/159/EWG vorgesehenen. 

Eine Reihe von Mitgliedstaaten hat von dieser Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht und wendet zur Zeit 


Maßnahmen an, die mit Auslaufen des genannten 
Zeitraums am 17. April 1977 eingestellt oder ange- 
paßt werden müßten. 

Gemäß Artikel 16 Abs. 2 der genannten Richtlinie 
überprüft der Rat auf Vorschlag der Kommission 
nach Ablauf eines Zeitraums von fünf Jahren nach 
Wirksamwerden der Richtlinie die Einzelheiten der 
gemeinsamen Maßnahme im Sinne des Artikels 15 
der Richtlinie und damit auch die Regelungen des 
Artikels 14 Abs. 2. 

Diese Überprüfung findet im Laufe des Jahres 1977 
statt. Es erscheint daher angebracht, denjenigen Mit- 
gliedstaaten, die zur Zeit derartige Übergangshilfen 
gewähren, die Möglichkeit einzuräumen, in Erwar- 
tung der Ergebnisse dieser Überprüfung diese Maß- 
nahmen vorläufig bis zum 31. Dezember 1977 fort- 
setzen zu können. 


Gemäß Arlikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. JuU 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. April 1977 - 14- 680 70 - E - Ag 131/77: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 28. März 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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